


Stadt Plauen							    Plauen, den 1.10.1997





Der Oberbürgermeister					     50 - 32/Mei





Ordnungsamt














Herrn





Otto Grund





Vogtlandstr. 5





Plauen














Sehr geehrter Herr Grund,





die Stadt Plauen erläßt folgenden Bescheid:








1.  Ihnen wird aufgegeben, die Fütterung verwilderter Haustauben im Stadtgebiet zu


    


     unterlassen.





2.  Die sofortige Vollziehung der Verfügung wird angeordnet.





3.  Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieser Verfügung wird ein Zwangsgeld in Höhe


    


     von 1000 DM angedroht.	








Begründung:








Gemäß  §  1  der Polizeiverordnung der Stadt Plauen zur Verhütung der von verwilderten


Haustauben ausgehenden Gesundheitsgefahren dürfen verwilderte Haustauben im Stadtgebiet Plauen nicht gefüttert werden.


Gemäß § 4 Nr. 3 der vorgenannten Verordnung handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 verwilderte Haustauben füttert.


Im Jahre 1997 sind gegen Sie bereits 3  Bußgeldbescheide wegen Verstöße gegen das Taubenfütterungsverbot erlassen worden (Vorfälle vom 20.2., 13.5. und 27.7.1997).





Aus Gründen der Abwehr drohender Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung der Stadt Plauen ist es nunmehr erforderlich, Ihnen präventiv die Fütterung der vorgenannten Tiere zu untersagen. Die gegen Sie ergangenen Bußgeldbescheide haben keine Änderung Ihrer Einstellung bewirkt.

















Ihre Handlungsfreiheit wird durch diese Verfügung zwar beeinträchtigt, jedoch muß dies im Interesse der Gesundheit der Bevölkerung von Ihnen hingenommen werden. Die Beschränkung des Nahrungsmittelangebots für die Tiere ist ein geeignetes Mittel, um eine zu starke Vermehrung der verwilderten Tauben zu verhindern.





Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Verfügung ist erforderlich, da Sie sich trotz mehrfacher Geldbußen nicht an das Taubenfütterungsverbot halten, zumal Sie am 14.9.1997 erneut gegen das Taubenfütterungsverbot verstießen. Die von wildlebenden Tauben ausgehenden Gesundheitsgefahren müssen verhindert werden.


Das von Ihnen ab sofort zu beachtende Fütterungsverbot dient der Abwehr von Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung.





Die Androhung des Zwangsgeldes ist wegen der mehrfachen Verstöße gegen das Taubenfütterungsverbot gerechtfertigt.





Rechtsbehelfsbelehrung:


Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch schriftlich beim Oberbürgermeister der Stadt Plauen, Postschließfach 847, Plauen oder zur Niederschrift im Dienstgebäude des Ordnungsamtes, Burgstraße 15, Plauen eingelegt werden.











Hochachtungsvoll





Meier


Meier


Stadtamtmann






















































































Otto Grund						              Plauen, den 25. 11. 1997


Vogtlandstr. 5





Plauen








An die


Stadtverwaltung


Marktplatz 25





Plauen








Betr.:	Taubenfütterungsverbot


	


	Schreiben der Stadt vom 1.10.1997, Az. 50-32/Mei











Sehr geehrter Herr Meier,





mit Ihrem obengenannten Schreiben bin ich nicht einverstanden.





Durch die drei Bußgeldbescheide mit den von mir bereits gezahlten Geldbußen bin ich für





dieses Jahr doch schon genug bestraft! Deshalb kann ich nicht verstehen, daß Sie mir jetzt





auch noch auferlegt haben, die Fütterung verwilderter Haustauben im Stadtgebiet Plauen





ab sofort zu unterlassen.





Sie haben wohl noch nichts vom Grundrecht der Handlungsfreiheit gehört?





Außerdem hat mir mein Neffe, der Jura studiert, gesagt, die von Ihnen in Verbindung mit





dem Polizeigesetz zur Begründung der Verfügung herangezogene Polizeiverordnung sei





unwirksam. Diese muß nämlich vom Bürgermeister erlassen werden und nicht wie hier vom 





Gemeinderat. Bei Polizeiverordnungen handelt es sich um Weisungsaufgaben und die sind 





nach der Gemeindeordnung dem Bürgermeister  vorbehalten.











Hochachtungsvoll





gez. Otto Grund





























Stadt Plauen							Plauen, den 30.12.1997





Der Oberbürgermeister











An das





Regierungspräsidium





09105  Chemnitz








Betr.:	Polizeiverfügung vom 1.10.1997 gegen Herrn Otto Grund





	Schreiben des Herrn Grund vom 25.11.1997 








Anliegenden Vorgang übersenden wir mit der Bitte um Entscheidung im Widerspruchsverfahren. 


Die Stadt Plauen konnte nicht abhelfen.





Vorab haben wir bereits Bedenken, ob Herr Grund überhaupt Widerspruch eingelegt hat.


Die Herrn Grund übersandte Polizeiverfügung enthielt die vorgeschriebene Rechtsbehelfsbelehrung mit dem Hinweis auf die Möglichkeit der Einlegung des Widerspruchs. Ausdrücklich hat Herr Grund aber keinen Widerspruch erhoben.





Jedenfalls ist der Widerspruch unzulässig. Das Schreiben des Herrn Grund vom 25.11.1997 genügt nicht den Anforderungen des § 70 VwGO, denn es ist nicht unterschrieben. Herr Grund hat nur maschinenschriftlich mit Vor- und Zuname „unterzeichnet“.





Davon abgesehen ist der Widerspruch unbegründet.


Die PVO zur Verhütung der von verwilderten Haustauben ausgehenden Gesundheitsgefahren vom 20.10.1996 ist rechtmäßig vom Gemeinderat erlassen worden.


Sie dient, wie im Bescheid ausgeführt, der Abwehr von Gesundheitsgefahren, die durch die Vielzahl verwilderter Haustauben im Stadtgebiet hervorgerufen werden.


Eine Beschränkung des Nahrungsmittelangebots ist ein wirksames Mittel zur Verhinderung der Vermehrung der Tauben.


Ein Verstoß gegen Art. 2 Abs. 1 GG ist nicht gegeben. Die Verfügung bedeutet nur einen begrenzten Eingriff in die Handlungsfreiheit des Herrn Grund, demgegenüber stehen die überwiegenden Interessen der Allgemeinheit.


Herr Grund wird durch die Polizeiverfügung nicht bestraft. Aus Gründen der Gefahrenabwehr war es erforderlich, die Taubenfütterung zu untersagen. Mehrere Geldbußen haben ihn nicht davon abgehalten, weiterhin verwild
